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Pressemitteilung zum Jahresbericht 2025 
 
Berlin, 03.03.2026 – Der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages, Henning Otte, hat 
heute seinen Jahresbericht für das Berichtsjahr 2025 an die Präsidentin des Deutschen 
Bundestages übergeben.  
 
Als Sprachrohr der Soldatinnen und Soldaten gegenüber dem Parlament und der 
Öffentlichkeit fungiert der Wehrbeauftragte zugleich auch als sicherheitspolitischer 
Impulsgeber für die Politik – mit dem Ziel, die Innere Führung weiter zu stärken und die 
Einsatzbereitschaft sowie die Dienstbedingungen der Truppe weiter zu verbessern.  
 
Insgesamt 4.254 Vorgänge, darunter 2.819 persönliche Eingaben an den Wehrbeauftragten 
im Jahr 2025, unterstreichen einerseits die Bedeutung des Amtes und spiegeln andererseits 
die gestiegene Sensibilisierung im Meldewesen wider und auch die hohe Belastung der 
Truppe. Der Jahresbericht zeigt eine geforderte Bundeswehr im fortdauernden Wandel – 
geprägt von hohen Erwartungen und wachsender Verantwortung.   
Vor allem mit Blick auf die sicherheitspolitische Lage Deutschlands, welche sich im 
Berichtsjahr 2025 weiter verändert hat. Das Land ist mit einer realen und steigenden 
Bedrohung konfrontiert, zugleich befinden sich bisher verlässlich erscheinende Bündnisse 
im Wandel. In dieser Situation setzt die Gesellschaft großes Vertrauen in die 
Leistungsfähigkeit der Soldatinnen und Soldaten – verbunden mit außergewöhnlich hohen 
Erwartungen. 
 
„Unsere Bundeswehr ist eine starke Parlamentsarmee. Sie erfüllt ihre Aufträge mit 
Verantwortungsbewusstsein und berechtigtem Stolz. Damit dies auch künftig auf hohem 
Niveau gelingt, braucht sie verlässliche Rahmenbedingungen und vor allem mehr 
Personal“, so der Wehrbeauftragte.  
 
Der Deutsche Bundestag hat im letzten Jahr wichtige Maßnahmen zur Stärkung der 
Einsatzbereitschaft und zum Schutz der Soldatinnen und Soldaten beschlossen – nicht 
zuletzt mit der Bereichsausnahme im Verteidigungshaushalt durch eine 
Grundgesetzänderung. Auch die Bundesregierung hat zentrale Schritte zur Verbesserung 
der militärischen Verteidigungsfähigkeit eingeleitet.  
 
Entscheidend ist nun, politische Zielsetzungen konsequent in Fähigkeiten zu überführen 
unter Bezug der Kaltstart- und Durchhaltefähigkeiten. Ankündigungen müssen sich in 
konkreter Einsatzbereitschaft widerspiegeln – in belastbaren Strukturen, moderner 
Ausstattung und nachhaltiger Unterstützung durch Politik und Gesellschaft. 
 
Der Jahresbericht 2025 versteht sich damit ausdrücklich nicht als reiner Mängelbericht. Er 
benennt Herausforderungen sowie Defizite und formuliert zugleich konkrete 
Schlussfolgerungen und Empfehlungen. 


